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Sachgebiet 92 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage des Abgeordneten Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5425 — 


Soziale Kosten des LKW-Verkehrs 


Der Bundesminister für Verkehr - A 10/20.30.71 / 41 BM 86- hat 
mit Schreiben vom 9. Juli 1986 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern, der Justiz, der Finanzen, für Wirtschaft, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit, für Arbeit und Sozialordnung, für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau sowie für Forschung und Technologie 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkungen 

Die Bundesregierung hat am 14. November 1984 (Drucksache 
10/2348) eine Große Anfrage des Abgeordneten Drabiniok und 
der Fraktion DIE GRÜNEN über die gesellschaftlichen Kosten des 
Autoverkehrs beantwortet. Die dazu gegebenen grundsätzlichen 
Hinweise gelten überwiegend auch hier. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein hochentwickeltes Indu- 
strieland. Eine leistungsfähige Wirtschaft sichert Beschäftigung 
und hohen Lebensstandard. Hierfür wird wegen der Arbeits- 
teüung, der Verteüung der Standorte und der weitgehend dezen- 
tralen Siedlungsstruktur ein leistungsfähiges Verkehrssystem, be- 
stehend aus Straßen, Schienen, Wasserstraßen, Luftverkehr und 
Rohrleitungen, benötigt. Die Bundesregierung unternimmt erheb- 
liche Anstrengungen, um die Deutsche Bundesbahn durch Ratio- 
nalisierung und Modernisierung fortlaufend attraktiver zu 
machen, damit sie ihre Vorteüe voll zur Geltung bringen kann. 
Hierzu gehört insbesondere der Ausbau des Streckennetzes. Die 
Bundesregierung fördert ferner, vor allem durch Investitionshil- 
fen, aber auch durch ordnungspolitische Erleichterungen, den 
kombinierten Verkehr. Der Verlagerung des Güterverkehrs auf 
die Schiene sind jedoch u. a. auf Grund der genannten strukturel- 
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len Gegebenheiten Grenzen gesetzt. Im übrigen vertritt die Bun- 
desregierung den Grundsatz der freien Wahl des Verkehrsmittels. 
Die der Anfrage zugrundeliegende Vorstellung, ein einziger Ver- 
kehrsträger könne ganz oder nahezu ausschließlich in der Lage 
sein, die differenzierten Verkehrsbedürfnisse von Bevölkerung 
und Wirtschaft zu erfüllen, ist imrealistisch und übersieht die 
Rückwirkungen auf Beschäftigung und Lebensstandard. 

Jedes Verkehrssystem hat zwangsläufig auch unerwünschte 
Begleiterscheinungen. Hierzu zählen in erster Linie Verkehrs- 
unfälle und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt. Ziel der 
Bundesregierung ist es, solche negativen Wirkungen zu verrin- 
gern und neue Beeinträchtigungen zu vermeiden. Dies güt in 
gleicher Weise für Personen- und Güterverkehr. Die Bemühungen 
der Bundesregierung um die Verkehrssicherheit und den 
Umweltschutz sind vielfältig. Die Maßnahmen zur Hebung der 
Verkehrssicherheit sind im Verkehrssicherheitsprogramm 1984 
der Bundesregierung (Drucksache 10/5030) zusammengestellt. 
Auf diesem Gebiet sind in den letzten Jahren erhebliche Erfolge 
erreicht worden. Von 1970 bis 1985 ist auf deutschen Straßen trotz 
Zunahme der Fahrleistung um fast 40 % die Zahl der Getöteten 
von 19193 auf 8377 zurückgegangen. Auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes ist u. a. zu verweisen auf die EG-weite Herabset- 
zung der Abgasgrenzwerte für Pkw und auf die steuerliche Förde- 
rung schadstoffarmer Pkw und bleifreien Benzins. Die Investitio- 
nen in den Lärmschutz an Bundesfemstraßen betrugen zwischen 
1982 und 1985 rd. 700 Mio. DM und werden weiterhin jährlich 250 
Mio. DM betragen. Für Bepflanzung an Bundesfemstraßen wur- 
den in den letzten zehn Jahren etwa 750 Mio. DM ausgegeben. 

Wirkungszusammenhänge zwischen Güterkraftverkehr und 
Umwelt sind oft nicht eindeutig nachweisbar und quantifizierbar. 
Negative Auswirkungen auf die Umwelt gehen häufig auf meh- 
rere Verursacher zurück. Die Ermittlung der von den Verur- 
sachern nicht gedeckten Kosten ist nur teilweise möglich, insbe- 
sondere ihre monetäre Bewertung ist schwierig. 

Eine Betrachtung, die nur nach den sozialen Kosten, nicht aber 
nach dem volkswirtschaftlichen Nutzen des Güterkraftverkehrs 
fragt, ist einseitig. Der Nutzen liegt vor allem in der flexiblen, 
flächendeckenden Bedienung von Haus zu Haus; diese ermög- 
licht es, auch ländliche Räume und abgelegene Regionen schnell 
und preisgünstig zu bedienen. Auch die positiven Wirkungen auf 
die Beschäftigung und zugunsten einer mittelständischen Struk- 
tur der Wirtschaft dürfen nicht übersehen werden. Der Straßen- 
güterverkehr hat sich in besonders flexibler Weise* den strukturel- 
len Veränderungen der Wirtschaft angepaßt und für deren Ent- 
wicklung entscheidende Beiträge geleistet. 


A. Verkehrssicherheit 
1. Welchen Anteil hatten LKW 


a) an der Gesamtzahl aller zugelassenen Kraftfahrzeuge in der 
Bundesrepublik Deutschland, 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5838 


b) an den Fahrleistungen aller Kraftfahrzeuge in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 

seit 1970? 


Die Anteile der Lkw an den zugelassenen Kraftfahrzeugen und 
den Fahrleistungen aller Kraftfahrzeuge ergeben sich aus nach- 
stehender Tabelle: 




Anteile der Lkw (in %) 


1970 

1975 

1980 

1984 

an den Kraftfahrzeugen 

6,1 

5,3 

4,7 

4,3 

an den Fahrleistungen 

10,5 

8,5 

8,4 

7,5 


Die Angaben über die Fahrleistungen beruhen auf Schätzungen. 


2. Wie groß war der Anteil der Unfälle, an denen LKW beteiligt 
waren, gemessen an der jährlichen Gesamtzahl der Straßenver- 
kehrsunfälle in der Bundesrepublik Deutschland seit 1970 

a) innerorts, 

b) außerorts? 

Es liegen zwar Informationen über die Gesamtzahl aller Straßen- 
Verkehrsunfälle vor, nicht aber über die Zahl der Unfälle, an 
denen (ein oder mehrere) Lkw beteiligt waren. 


Bekannt ist die Zahl der an Unfällen beteiligten Verkehrsteilneh- 
mer. Der prozentuale Anteil der Lkw hieran hat sich wie folgt 
entwickelt: 


Unfälle mit Personenschaden 

1970 

1975 

1980 

1985 

Innerorts 

6,1 

4,4 

3,9 

3,4 

Außerorts 

9,5 

7,8 

7,4 

7,0 

Unfälle mit schwerem Sachschaden 

Innerorts 

10,2 

7,3 

6,4 

6,0 

Außerorts 

16,8 

12,2 

10,5 

10,5 


3. Welches sind die wesentlichen Ursachen für LKW-Unfälle 

a) innerorts, 

b) außerorts? 


Im Jahre 1984 wurden bei Lkw-Unfällen mit Personenschaden in 
der Abgrenzung der amtlichen Unfallstatistik folgende wichtige 
Unfallursachen festgestellt: 



Innerorts 

Außerorts 

nicht angepaßte Geschwindigkeit 

13,8 

26,1 

ungenügend Abstand 

14,0 

12,4 

Vorfahrtsfehler 

15,0 

9,6 

Fehler beim Abbiegen 

11,0 

5,3 

Fehler beim Überholen 

4,1 

9,1 

Falsches Verheilten gegenüber 
Fußgängern 

7,0 

0,8 
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4. a) Wie groß war der Anteil der bei LKW-Unf allen verletzten und 
getöteten 

— PKW-Insassen, 

— nichtmotorisierten Verkehrsteilnehmer (Radfahrer und Fuß- 
gänger nach Altersgruppen) 

an der Gesamtzahl der Verkehrsunfallopfer in den genannten 
Personengruppen seit 1970? 

Aus Gründen der Statistik lassen sich die erbetenen Angaben nur 
für Unfälle mit zwei Unfallbeteiligten machen. Unfälle mit drei 
und mehr Beteiligten machen knapp 10 % der Unfälle mit Per- 
sonenschaden aus. Die Zahl der nicht berücksichtigten Unfälle ist 
somit gering. 

Für die Getöteten und Verletzten bei Unfällen mit zwei Beteiligten 
ergeben sich folgende prozentuale Anteüe für Unfälle mit Güter- 
kraftfahrzeugen : 



1979 

1982 

1984 

Pkw-Insassen 

getötet 

12,3 

10,7 

12,0 

verletzt 

6,0 

5,1 

5,1 

Radfahrer 

getötet 

16,6 

14,4 

17,1 

verletzt 

4,9 

4,1 

3,8 

Fußgänger 

getötet 

8,7 

8,5 

7,8 

verletzt 

3,8 

3,3 

3,2 


Eine Differenzierung nach Altersgruppen für die gewünschte 
Untergliederung liegt nicht vor. 

Informationen vor 1979 liegen nicht vor. 


b) Auf welche Höhe belaufen sich die imfallbedingten volkswirt- 
schaftlichen Gesamtkosten des LKW-Verkehrs seit 1970? 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen schätzt die volkswirtschaft- 
lichen Kosten von Unfällen mit Beteiligung von Lkw (einschließ- 
lich Sattelfahrzeugen und Zugmaschinen) für den Zeitraum von 
1970 bis 1984 auf etwa 72 Mrd. DM (Kostenbasis 1984). Unfälle 
mit leichtem Sachschaden sind darin nicht enthalten. 


c) Wie hoch ist der volkswirtschaftliche Schaden, der durch die 
Verkehrstoten durch LKW-Unfälle seit 1970 entstanden ist? 

Bei Lkw-Unfällen verunglückten von 1970 bis 1984 35025 Per- 
sonen tödlich. Der hierdurch verursachte volkswirtschaftliche 
Schaden beträgt etwa 40 Mrd. DM für den Zeitraum von 1970 bis 
1984 (Kostenbasis 1984). Der Betrag ist in den volkswirtschaftli- 
chen Unfallkosten (Frage 4 b) enthalten. 
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d) Auf wieviel Milliarden DM beläuft sich jährlich der volkswirt- 
schaftliche Schaden, der durch LKW-unf allbedingten Krank- 
heitsausfall am Arbeitsplatz entstand? 

Den gesamtwirtschaftlichen Produktionsausfall durch die Arbeits- 
unfähigkeit von Personen, die bei Lkw-Unfällen verletzt wurden, 
schätzt die Bundesanstalt für Straßenwesen im Jahr 1984 auf rd. 
94 Mio. DM. Er ist in den volkswirtschaftlichen Unfallkosten 
(Frage 4 b) enthalten. 


e) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die beson- 
dere Gefährdung von Radfahrern und Fußgängern durch LKW 
durch bauliche Maßnahmen an den LKW (seitlicher Unterfahr- 
schutz für Radfahrer, zusätzliche Spiegel zur Vermeidung toter 
Winkel) zu vermindern? Wird die Bundesregierung diese bau- 
lichen Sicherheitseinrichtungen an LKW gesetzlich vor- 
schreiben? 


Die UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) arbeitet zur Zeit 
Ausrüstungsvorschriften für den seitlichen Unterfahrschutz aus. 

Auch die EG-Kommission hat zum europäischen Jahr der Ver- 
kehrssicherheit (1986) Vorschläge über den seitlichen Unterfahr- 
schutz für Lkw angekündigt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ein seitlicher Unter- 
fahrschutz eine geeignete Maßnahme zur Verminderung von 
Unfällen zwischen abbiegenden Lastkraftwagen und anderen 
Verkehrsteilnehmern, insbesondere Radfahrern, darstellt. Sie hat 
daher, unabhängig von den oben genannten Arbeiten, Sachver- 
ständige gebeten, basierend auf den bislang in der ECE vorlie- 
genden Vorschlägen technische Anforderungen auszuarbeiten, 
die bei den Beratungen der EG Verwendung finden bzw. in die 
StVZO übernommen werden sollen. Letzteres ist allerdings nur 
nach Notifizierung in Brüssel mögüch und muß sicherstellen, daß 
keine Handelshemmnisse entstehen. 

Zur Vermeidung der imgenügenden Sicht für den Kraftfahrzeug- 
führer unnüttelbar rechts neben dem Führerhaus von Lastkraft- 
wagen insbesondere auf Fahrradfahrer, fordert die Richtlinie 85/ 
205/EWG vom 18. Februar 1985 für alle Lastkraftwagen über 12 1 
zulässiges Gesamtgewicht, daß ein zusätzlicher Anfahrspiegel an 
der rechten Seite der Fahrzeuge anzubringen ist. Diese Forderung 
ist auch im Referentenentwurf zur Änderung des § 56 StVZO 
enthalten, der den Ländern und Verbänden zur Stellungnahme 
vorliegt. 


5. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß immer 
mehr große Handelsketten dazu übergehen, ihre Filialen direkt 
ab Zentrallager mit 38-t-Sattelzügen zu beliefern und somit 
auch Wohngebiete mit Schwerlastfahrzeugen zu befahren? 


Die Frage, wie Filialen vom Zentrallager aus zu beliefern sind, 
kann nur von den jeweiligen Unternehmern entschieden werden. 
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Die zuständigen Verkehrsbehörden können gegebenenfalls ver- 
kehrsregelnde und verkehrsberuhigende Maßnahmen in Wohn- 
gebieten treffen. 


b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch Ein- 
richtung von »Autohöfen" an der Peripherie größerer Orte, in 
denen für die betreffende Stadt bestimmtes Ladegut in kleinere 
Transporter umgeladen wird, schwere LKW weitgehend aus 
besiedelten Bereichen herauszuhalten? 


Eine generelle Aussage über den Nutzen von Autohöfen unab- 
hängig vom Einz elfall ist nicht möglich. 


c) Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Einrichtung von 
Autohöfen zu fördern? 


Nein. 


6. Wie hoch war der durch LKW-Unfälle jährlich verursachte Sach- 
schaden seit 1970 

a) insgesamt, 

b) an dem beförderten Ladegut? 

Informationen über die durch Lkw-Unfälle jährlich verursachten 
Sachschäden hegen der Bundesregierung nicht vor. 


7. a) Wie viele Unfälle waren seit 1970 bei der Beförderung gefährli- 
cher Güter zu verzeichnen? 


Erhebungen über Unfälle beim Transport wassergefährdender 
Stoffe werden nach dem Gesetz über Umweltstatistiken seit 1975 
durchgeführt. Erfragt werden unter anderem Beförderungsmittel, 
Art und Menge der wassergefährdenden Stoffe, Ursache des 
Unfalls und Unfallfolgen. Seit 1982 werden auch Angaben zu den 
Sofort- und Folgemaßnahmen bundeseinheitlich erfaßt. 

Eine Gegenüberstellung der Unfälle mit Straßenfahrzeugen und 
Eisenbahnwagen in den Jahren 1975 bis 1984 geht aus der Anlage 
1 hervor. 


b) Welche Mengen, welche Stoffe wurden dabei in die Umwelt 
freigesetzt? 

Detaillierte Angaben zur beteiligten Stoffart und zu den Unfallfol- 
gen hegen im Rahmen einer Sonderauswertung für Straßenver- 
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kehrsunfälle des Statistischen Bundesamtes für die Jahre 1983 
und 1984 vor (siehe Anlage 2). 

Aus einer Untersuchung der Bundesanstalt für Straßenwesen über 
Unfälle mit Tankfahrzeugen geht hervor, daß sich in den Jahren 
1982 bis 1984 248 Unfälle ereigneten, bei denen Gefahrgut frei 
wurde und/oder Armaturen beschädigt wurden. Davon entfielen 
auf Heizöl-/Dieseltransporte 53,7 %, auf Benzin 27,6% und auf 
schweres Heizöl oder Bitumen 1,8 %. Von den übrigen Gütern 
hatten Säuren einen Anteü von 4,4 %, giftige Flüssigkeiten von 
3,3 %, Gase von 2,6 % und sonstiges Gefahrgut von 6,6 %. 

Die freigesetzten Mengen betrugen bei 

— Heizöl/Diesel 278 000 1, von denen 96 800 1 direkt am Fahrzeug 
aufgefangen oder mit Bindemitteln neutralisiert werden 
konnten; 

— Benzin 233 000 1, von denen 74 000 1 aufgefangen oder neutra- 
lisiert werden konnten. 

Bei den übrigen Gefahrgütem hegen Angaben über die freige- 
setzten Mengen nicht vor; dies gilt insbesondere für alle Gase. 


s 


c) Welcher Sachschaden ist dabei entstanden? 

Nach der in der Antwort zu Frage 7 b) genannten Untersuchung 
der Bundesanstalt für Straßenwesen beüef sich der polizeilich 
geschätzte Sachschaden (ohne den vom Gefahrgut selbst verur- 
sachten Umweltschaden) im Zeitraum von 1982 bis 1984 auf 
insgesamt 27 Mio. DM. 


d) Wie hoch können die Umweltschäden dieser Unfälle beziffert 
werden (Vergiftung von Gnmdwasser, Böden und Luft, not- 
wendige Evakuierungsmaßnahmen) ? 

Angaben zum monetären Wert der Umweltschäden hegen im 
Rahmen der Umweltstatistik nicht vor. Nach der in der Antwort zu 
Frage 7 b genannten Untersuchung der Bundesanstalt für Straßen- 
wesen sind Verunreinigungen des Erdreichs in 112 Fällen zu 
verzeichnen, das Grundwasser wurde in 63 Fällen verunreinigt, 
ein Verdacht auf Grundwasserverunreinigung ergab sich in 
12 Fähen, Kanäle und offene Gewässer wurden in 39 Fähen und 
Straßeneinrichtungen in 31 Fähen verschmutzt oder beschädigt. 


e) Wie groß waren vergleichsweise 

— Unfallzahlen, 

— Sachschäden, 

— Umweltschäden 
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bei der Beförderung gefährlicher Güter mit der Bahn im glei- 
chen Zeitraum? Wie waren die Relationen der von beiden 
Verkehrsmitteln beförderten Mengen an gefährlichen Gütern? 

Bei der Deutschen Bundesbahn ereigneten sich in den Jahren 
1978 bis 1985 164 Unfälle im Zusammenhang mit der Beförderung 
gefährlicher Güter (unter dem Begriff „Unfall" werden bei der 
Deutschen Bundesbahn alle Vorfälle eingeordnet, bei denen Per- 
sonen verletzt und/oder mehr als 100 1 bzw. 100 kg Gefahrgut frei 
werden). Bei den 164 Unfällen war ein Sachschaden von insge- 
samt rd. 12 Mio. DM zu verzeichnen; bei 22 Unfällen wurde ein 
Schaden von mehr als 50 000 DM im Einzelfall festgestellt. 

Nach einer ersten vorläufigen Schätzung des Statistischen Bun- 
desamtes entfielen 1984 12 % der beförderten gefährlichen Güter 
auf die Eisenbahn und 10 % auf den Straßengüterfemverkehr. Ein 
großer Anteil entfällt auf den dem Verteilerverkehr dienenden 
Straßengütemahverkehr. Im übrigen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung zur Anfrage vom 22. August 1985 (Drucksache 
10/3745) verwiesen. 


8. a) liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, inwie- 
weit die für den LKW- Verkehr geltenden Verkehrsregeln und 
Sozialvorschriften, wie etwa 

— die Festlegung von zulässigen Höchstgeschwindigkeiten 
auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen, 

— die Festlegung von zulässigen Lenkzeiten bzw. erforder- 
lichen Ruhezeiten 

eingehalten werden? Wie entwickelten sich die festgestellten 
Übertretungen dieser Regelungen seit 1970? 

Ab Anfang 1985 wurde in allen Bundesländern die polizeiliche 
Überwachung des Lkw-Verkehrs auf Bundesautobahnen ver- 
stärkt und schwerpunktmäßig durchgeführt. 

In vier landesweiten Aktionen von März bis Juni 1985 wurden 
beispielsweise in Nordrhein-Westfalen 34 532 Lkw überprüft. 

10379 Fahrer (= 30,1%) hatten die vorgeschriebene Höchst- 
geschwindigkeit überschritten. 

Angaben über die tatsächlichen Geschwindigkeiten der Lkw auf 
den anderen Außerortsstraßen oder über die Entwicklung des 
Geschwindigkeitsverhaltens seit 1970 liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. 

Nach den der Bundesregierung zugänglichen statistischen An- 
gaben der für die Überwachung der Lenk- und Ruhezeiten 
zuständigen Kontrollinstanzen (Polizei und Gewerbeaufsicht, 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr) hat sich die Anzahl der 
diesbezüglich festgestellten Übertretungen seit Beginn der siebzi- 
ger Jahre in etwa parallel zum Verkehrsvolumen entwickelt. Nach 
Erlaß der notwendigen Bußgeld Vorschriften wurden 1971 etwa 
16500 Verstöße im Güterkraftverkehr festgestellt, die meisten 
davon gegen vorgeschriebene Nachweise über Lenk- und Ruhe- 
zeiten. Im Jahre 1975 wurden etwa 75 000 und im Jahre 1984 etwa 
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90000 Verstöße festgestellt, wovon jeweils ca. 25% auf Fahrer 
anderer Staaten entfallen. 


b) Welchen Einfluß hatte der Befolgungsgrad der o. g. Vorschrif- 
ten auf die Unfallhäufigkeit im LKW-Verkehr? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Befolgung der 
Vorschriften über die Geschwindigkeit und die Lenk- und Ruhe- 
zeiten die Unfallhäufigkeit senkt. Der Zusammenhang zwischen 
dem Grad der Befolgung der Vorschriften und der Häufigkeit von 
Unfällen läßt sich jedoch wegen der Vielzahl von Einflußfaktoren 
bei einem Unfall nicht zahlenmäßig feststellen. 


c) Wie schätzt die Bundesregierung den Einfluß des Befolgungs- 
grades der Verkehrs- und Sozialvorschriften im LKW-Verkehr 
auf die Wettbewerbsbedingungen im Güterfernverkehr ein, 
insbesondere in Relation zum Gütertransport auf der Schiene? 


Eine Nichtbefolgung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr 
kann sich wettbewerbsverzerrend zu Lasten der Schiene auswir- 
ken. In welchem zahlenmäßigen Ausmaß dies der Fall ist, vermag 
die Bundesregierung nicht zu beziffern. 


d) Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, den Befol- 
gungsgrad der gesetzlichen Regelungen für den LKW-Verkehr 
zu verbessern? 

Um den Befolgungsgrad bei den für den Lkw- Verkehr geltenden 
Sozialvorschriften zu verbessern, ist die Bundesregierung in Brüs- 
sel dafür eingetreten, die EG-Sozialvorschriften flexibler, ein- 
facher und übersichtlicher zu gestalten. Diese Bemühungen 
haben im November 1985 zu einer Änderung der EG-Sozialvor- 
schriften durch den Rat (Verkehr) der EG geführt. Die neuen 
Vorschriften werden am 29. September 1986 in Kraft treten. Die 
Anpassung des nationalen Rechts wird zur Zeit vorbereitet. Über 
entsprechende Vereinbarungen zwischen den Tarifparteien wird 
gegenwärtig verhandelt. Die Bundesregierung erwartet von den 
neuen Vorschriften eine wesentlich verbesserte Akzeptanz und 
einen entsprechenden Rückgang der Verstöße. 

Darüber hinaus koordiniert die Bundesregierung die ständigen 
Bemühungen der Länder (Polizei, Gewerbeaufsicht) und der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr (BAG), zu einer weiteren 
Verbesserung und Intensivierung der Überwachungsmaßnah- 
men, insbesondere der Kontrollen, zu gelangen. 

Eine wertvolle Hilfestellung für diese Bemühungen hat der Rat 
(Verkehr) der EG in einer ebenfalls im November 1985 verab- 
schiedeten Entschließung zur „Verbesserung der Anwendung der 
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I 

Sozialverordnungen“ gegeben. Diese Entschließung ist um so 
bedeutsamer, als sie den Anstoß dafür geben soll, daß sich auch 
die übrigen Mitgliedstaaten dem imbestritten hohen Standard der 
in der Bundesrepublik Deutschland üblichen Kontroll- und Ahn- 
dungspraxis annähem. Hiervon ist eine EG- weite Verbesserung 
des Befolgungsgrades zu erhoffen. 

Hinsichtlich des Befolgungsgrades bei den allgemeinen Ver- 
kehrsvorschriften ist folgendes festzustellen: 

Die polizeiliche Überwachung des Straßenverkehrs fällt in die 
ausschließliche Zuständigkeit der Länder. 

Entsprechend dem Beschluß des Verkehrsausschusses des Deut- 
schen Bundestages vom 29. Januar 1986 wurden die Länder mit 
Schreiben des Bundesministers für Verkehr vom 3. März 1986 um 
schärfere Kontrollen der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten des 
Lkw-Verkehrs gebeten. 


e) Wie viele LKW-Fahrer wurden aufgrund der Arbeitsbedingun- 
gen seit 1970 vorzeitig beruf s- oder erwerbsunfähig? 

f) Wie viele LKW-Fahrer 

a) erreichen seit 1970 das Rentenalter, 

b) mußten vorzeitig in den Ruhestand treten? 

g) Wie hoch waren die jährlichen Aufwendungen der Rentenver- 
sicherungsträger für diese Personen? 

Die Statistiken über den Rentenzugang der gesetzlichen Renten- 
versicherung weisen nicht den Zugang der Lkw-Fahrer aus. Seit 
1982 wird die Berufsgruppe „Kraftfahrzeugführer, allgemein" 
erfaßt. Die Rentenzugänge insgesamt sowie die Frührenten aus 
dieser Berufsgruppe sind für die Pflichtversicherten der Anlage 3 
zu entnehmen. Im Rentenzugang des Jahres 1985 kamen zu den 
6913 pflichtversicherten Männern mit Beruf „Kraftfahrzeugfüh- 
rer" (82 %) noch 175 (2 %) freiwillig Versicherte sowie 1 328 (16 %) 
latent Versicherte. 

Der ganz überwiegende Anteil der Rentenzugänge mit Beruf 
„Kraftfahrzeugführer" entfällt auf Männer aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter. Der Anteil der Frührenten an den Renten- 
zugängen insgesamt von pflichtversicherten männlichen Kraft- 
fahrzeugführem der Rentenversicherung der Arbeiter im Jahre 
1985 betrug 53,4 %; der Anteil der Frührenten an den Rentenzu- 
gängen imabhängig vom Beruf für diesen Personenkreis belief 
sich auf 53,8 %. Dies kann ein Indiz dafür sein, daß Kraftfahrzeug- 
führer kein höheres Invaliditätsrisiko haben als andere männliche 
Versicherte der Rentenversicherung der Arbeiter und daß daher 
auch keine Mehraufwendungen entstehen. 


9. Wie viele und auf welche jährliche Gesamtsumme belaufen sich 
die gegen LKW-Fahrer und Güterkraftuntemehmen ergangenen 
Bußgeldbescheide seit 1970? 
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Für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten gegen Lkw-Fahrer 
und Güterkraftverkehrsunteraehmen sind eine Vielzahl von 
Behörden des Bundes und der Länder zuständig. Zusammenfas- 
sende Statistiken über erteüte Bußgeldbescheide und deren 
Gesamtsummen seit 1970 hegen nicht vor. 


10. Wie hoch waren die Verwaltungskosten für die Bußgeldverfahren 
gegfcn das LKW- Gewerbe im angegebenen Zeitraum? 


Geldbußen werden von einer Vielzahl von Behörden festgesetzt. 
Angesichts dieser Dezentralisierung und der vielfältigen Ver- 
flechtungen mit anderen Aufgaben ist eine Ermittlung der Ver- 
waltungskosten für die Durchführung von Bußgeldverfahren, 
insbesondere gegen einen bestimmenten Personenkreis, nicht 
möglich. 


11. Wieviel Verstöße gegen die Sozialvorschriften wurden seit 1970 
entdeckt, und wie hoch schätzt die Bundesregierung die Dunkel- 
ziffer bei Verstößen gegen die Sozialvorschriften? 


Auf die Antwort (letzter Absatz) zu Frage 8 a) wird verwiesen. 


12. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß die 
Konkurrenzsituation im LKW-Gewerbe zu häufigen Verstößen 
gegen die Sozialvorschriften führt? 


Untersuchungen darüber hegen der Bundesregierung nicht vor. 


13. Wie bewertet die Bundesregierung Aussagen von LKW-Fahrem, 
die angegeben haben, daß ihre Arbeitgeber ihnen Geld für even- 
tuelle Bußgelder auf die Fahrt mitgegeben haben? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung gegen diese krimi- 
nellen Handlungen von Unternehmern ergreifen? 


Die Behauptung ist nicht nachprüfbar. 


14. Teüt die Bundesregierung die Vermutung der GRÜNEN, daß Buß- 
gelder im LKW-Gewerbe inoffizieller Bestandteü der Kalkulation 
des Gewerbes sind? 


Die Vermutung ist nicht nachprüfbar. 
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15. Wie hoch waren die jährlichen Kosten für Straßenverkehrskon- 
trollen durch die Polizei anteilig für 

a) LKW, 

b) PKW, 

c) sonstige 

seit 1970? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


16. Wie hoch war die Summe der Prozeßkosten bei Gerichtsverfahren, 
bei denen LKW-Fahrer und Unternehmen wegen 

a) Unfällen, 

b) Verstößen gegen die Straßenverkehrs-Ordnung, 

c) Verstößen gegen die Straßenverkehrs- Zulassungs-Ordnung, 

d) Verstößen gegen die Sozialvorschriften 

beteiligt waren seit 1970? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


17. Wie viele Gerichtsverfahren mit welcher Gesamtsumme gingen 
seit 1970 zu Lasten 

a) der Staatskasse, 

b) der LKW-Untemehmen? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


18. Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung zu, daß das Straf- 
maß für LKW-Fahrer, wenn sie durch das LKW-Fahren ihren 
Lebensunterhalt verdienen, bei von ihnen verursachten oder mit- 
verschuldeten Unfällen geringer ausfällt als bei PKW-Fahrem? 


Es ist nichts darüber bekannt, daß Lkw-Fahrer allein etwa deshalb 
allgemein milder beurteilt werden, weil sie mit dem Führen von 
Lkw ihren Lebensunterhalt verdienen; die Pflichtwidrigkeit eines 
Berufskraftfahrers kann sich vielmehr durchaus auch straf- 
erschwerend auswirken. 


19. Wie viele Freisprüche und welche Gesamtsumme für Geldstrafen 
für LKW-Fahrer nach Unfällen mit Todesfolge für 

a) Fußgänger, 

b) Fahrradfahrer, 

c) PKW-Insassen, 

d) motorisierte Zweiradfahrer 

gab es seit 1970 im 

aa) Nahverkehr, 
bb) Bezirksverkehr, 
cc) Werkverkehr, 
dd) Fernverkehr? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 
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20. Wie hoch war die Zahl der jährlich gingezogenen Fahrerlaubnisse 
für LKW-Fahrer nach Unfällen mit 

a) tödlich Verletzten, 

b) Schwerverletzten, 

seit 1970 im 

aa) Nahverkehr, 
bb) Bezirksverkehr, 
cc) Fernverkehr, 
dd) Werkverkehr? 

Zahlen in der gewünschten Abgrenzung und Differenzierung 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 


Entziehungen von Fahrerlaubnissen der Klasse 2 hatten folgende 


Entwicklung: 

1976 

1980 

1985 

Insgesamt 
darunter nach 
Verkehrsunfall mit 

21 173 

20 724 

16 959 

Getöteten 

145 

125 

75 

Personenschaden 

1 690 

1 566 

1 133 

Sachschaden 

7 115 

7 355 

5 940 


Da ein Führerschein Klasse 2 auch zum Führen von Bussen und 
Pkw genutzt wird, leichte Lkw andererseits auch mit Führerschein 
Klasse 3 gefahren werden, geben die Zahlen lediglich eine unge- 
fähre Größenordnung für Entziehungen von Führerscheinen nach 
Lkw-Unf allen. 


jB. Wegekosten 

21. Wie hat sich die Verkehrsleistung in Tonnenkilometer (t/km) im 
Güterverkehr auf der Straße und der Schiene seit 1970 entwickelt? 


Die Verkehrsleistung in Mrd. tkm hatte seit 1970 folgende Ent- 
wicklung: 



1970 

1975 

1980 

1985' 

Eisenbahnen 

71,5 

55,3 

64,9 

65,0 

Straßengüterfemverkehr 

41,9 

59,3 

80,0 

91,9 

Straßengütemahverkehr 

36,1 

36,7 

44,4 

39,5 


• vorläufige Zahl 


22. Wie haben sich die Jahresumsätze im Güterverkehr seit 1970 im 

a) Nahverkehr, 

b) Bezirksverkehr, 

c) Fernverkehr 

bei der Deutschen Bundesbahn entwickelt? 
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Die Begriffe Nahverkehr, Bezirksverkehr und Fernverkehr wer- 
den nur im Güterkraftverkehrsrecht verwendet. 

Die Deutsche Bundesbahn unterscheidet nur nach Entfernungen 
von 0-100 km und nach Entfernungen, die darüber liegen. Die 
entsprechenden Zahlen für Einnahmen und beförderte Gewichte 
(jeweils frachtpflichtiger Wagenladungs- und Stückgutverkehr) 
ergeben sich aus nachstehender Tabelle. 


Jahr 


1970 

1975 

1980 

1983 

1984 

1985 

Summe 

Einnahme 3 ) 
Mrd. DM 

5,934') 

6,728 

8,179 

7,792 

8,124 

8,354 


Gewicht 

Mio. t. 

351,3 2 ) 

286,7 

317,5 

270,0 

288,2 

293,1 

davon 
0-100 km 

Einnahme 3 ) 
Mrd. DM 

0,754 

1,072 

1,265 

1,222 

1,321 

1,275 


Gewicht 

Mio. t 

129,5 

134,4 

144,2 

122,5 

• 

133,0 

128,6 

über 

101km 

Einnahme 3 ) 
Mrd. DM 

4,218 

5,656 

6,914 

6,570 

6,803 

7,079 


Gewicht 

Mio. t 

165,9 

152,3 

173,3 

147,5 

155,2 

164,5 


*) Davon kann nach den bei der Deutschen Bundesbahn vorhandenen statistischen Unterlagen nur ein Teilbetrag von 
4,972 Mrd. DM nach Entfemungsstufen aufgegliedert werden. 

2 ) Davon kann nach den bei der Deutschen Bundesbahn vorhandenen statistischen Unterlagen nur ein Teilbetrag von 
295,4 Mio. t nach Entfemungsstufen auf gegliedert werden. 

3 ) Abgeleitet von der DB- Verkehrsstatistik 150 wegen der nur danach möglichen entfemungsmäßigen Aufgliederung. 


23. Kann die Bundesregierung bestätigen oder widerlegen, daß sich 
u. a. die Erhöhung der Maße und Gewichte im Güterkraftverkehr 
negativ auf das Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bundesbahn im 
Güterverkehr ausgewirkt hat? 

Inwieweit eine Erhöhung der Maße und Gewichte im Güterkraft- 
verkehr sich auf das Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bundes- 
bahn auswirkt, wird erst einige Zeit nach Umsetzung der Richt- 
linie 85/3/EWG beurteilt werden können. Auf den Entwurf einer 
Dreizehnten Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Zulassungsordnung und deren Begründung (BR-Drucksache 
264/86) wird verwiesen. 


24. Welchen Anteil hatte die Beseitigung der von LKW verursachten 
Straßenschäden an den gesamten Straßenunterhaltungskosten von 
Bundes-, Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen in den Jahren 1970 
bis 1985? 


Die Ursachen für die Erhaltungsaufwendungen sind nicht allein 
dem Lkw-Verkehr zuzuordnen, da die Entstehung von Straßen- 
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Schäden von vielen sich überlagernden Faktoren beeinflußt wird, 
z.B. 

— vom Aufbau der Straßenbefestigung (verkehrs-/nicht ver- 
kehrsgerecht), 

— von der Altersstruktur des Straßennetzes, 

— von klimatischen Bedingungen, 

— von der angewandten Erhaltungsstrategie. 

Da der Einfluß dieser Faktoren abschnittsweise sehr unterschied- 
lich sein kann, ist eine Quantifizierung der von Lkw verursachten 
Straßenschäden nicht möglich. 


25. a) Wie hoch ist die Summe der Mehrkosten für den Straßenbau, 
die aufgrund des LKW-Verkehrs aufgewandt wurden? 

b) Wie setzt sich diese Summe im Zeitraum 1970 bis 1985 zusam- 
men (Brücken, Kriechspuren, Reparaturen, Fahrbahnbreiten, 
Unterbau usw.)? 

Hinsichtlich des Erhaltungsaufwands wird auf die Antwort zu 
Frage 24 verwiesen. 

Für den Neubau von Straßenanlagen (Erdbau, Fahrbahnbefesti- 
gungen, Ingenieurbauwerke, Ausstattung) gilt ebenfalls die Fest- 
stellung, daß sich der Lkw-bedingte Aufwand an den Bauinvesti- 
tionen anteilmäßig nicht beziffern läßt, da die Dimensionierung 
und Ausstattung von Straßenanlagen in hohem Maße auch von 
anderen Einflußgrößen (z. B. Sicherheit und Leichtigkeit des Ver- 
kehrs, Sonderverkehre) abhängen. 


26. Laut Wegekostengutachten des DIW von 1983 lag der Wege- 
kostendeckungsgrad des Straßengüterverkehrs (bei einer Kapital- 
verzinsung von 2,5%) 1981 bei 62%, der von Sattelzügen bei 
53,7%. Dagegen wurden für den PKW-Verkehr 126,2% 
Wegekostendeckung errechnet. 

a) Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um 
der hinsichtlich der verursachten Wegekosten offensichtlichen 
steuerlichen Ungleichbehandlung von PKW und LKW abzu- 
helfen? 

b) Hält die Bundesregierung die angegebene Kapitalverzinsung 
von 2,5 % für realistisch? Wenn ja, weshalb wird bei der Deut- 
schen Bundesbahn eine Kapitalverzinsung von 6% bei den 
Wegekosten zugrunde gelegt. 

Durch den weitgehenden Wegfall der Zweckbindung der Kfz- 
Steuer und der Mineralölsteuer ist die Bedeutung der Wege- 
kostenrechnung zurückgegangen. 

a) Der Bundesregierung sind die unterschiedlichen Wegekosten- 
deckungsgrade der verschiedenen Fahrzeugkategorien be- 
kannt. Dabei sind auch die beträchtlichen Unterschiede der 
Abgaben des Güterverkehrs im internationalen Vergleich zu 
berücksichtigen. Sie haben Einfluß auf die Wettbewerbssitua- 
tion des deutschen Verkehrsgewerbes. Die fiskalische Be- 
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lastung des Straßengüterverkehrs in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Kfz- Steuer und Mineralölsteuer liegt im euro- 
päischen Rahmen im obersten Bereich. Eine weitere Belastung 
wird schon wegen der internationalen Wettbewerbssituation 
des Gewerbes nicht erwogen. Im Rahmen der Verwirklichung 
des EG-Binnenmarktes wird seitens der Bundesregierung eine 
Harmonisierung der fiskalisch beeinflußbaren Wettbewerbs- 
bedingungen für notwendig erachtet. Diesem Gesichtspunkt ist 
der Wegekostengesichtspunkt unterzuordnen. 

b) Im Hinblick auf die kalkulatorische Bewertung der Infrastruk- 
tur zu Wiederbeschaffungspreisen wird der Kalkulationszins 
von 2,5 % als reale Durchschnittsrate für einen längeren Zeit- 
raum für angemessen gehalten. 

Genau wie bei der Ermittlung des Wegekostendeckungsgrades 
der Straße sind die Deckungsgrade bei der Deutschen Bundes- 
bahn alternativ mit 2,5% bzw. 6% Zins errechnet worden. Inso- 
fern ergibt sich kein Unterschied bei der Berechnung der ver- 
schiedenen Verkehrsträger. Der Zins von 6 % ist alternativ bei 
einer Bewertung der Infrastruktur zu Anschaffungspreisen ange- 
setzt worden. 


27. Die Wegekostendeckungsgrade des Güterverkehrs auf der Straße 
(62 %) und auf der Schiene (65 %) lagen 1961 etwa gleich hoch. 

a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Gütertransport 
auf der Schiene hinsichtlich Energieverbrauch, Umweltbeein- 
trächtigung und Verkehrssicherheit dem Gütertransport auf der 
Straße überlegen ist? 

Die optimale Abwicklung eines Transports auch nach den 
genannten Kriterien hängt von den Erfordernissen des konkreten 
Einzelfalles ab. 

Der Vergleich Schiene/Straße ist aussagekräftig nur für Trans- 
porte, die nach Ausgangs- und Bestimmungsort, Güterart und 
anderen Merkmalen auf beiden Wegen durchgeführt werden 
können. Für diesen Teil des Verkehrs bietet der ungebrochene 
Bahntransport nach Auffassung der Bundesregierung ab 
bestimmten Größenordnungen Vorteile hinsichtlich Energiever- 
brauch, Umweltbelastung und Verkehrssicherheit. 

Die Entscheidung für Eisenbahn- oder Straßentransport wird 
jedoch auch von einer Reihe anderer Kriterien beeinflußt, wie z. B. 
Schnelligkeit und flächendeckende Bedienung von Haus zu Haus. 


b) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zum Aus- 
gleich der von der Bahn im Güterverkehr erbrachten Dienstlei- 
stungen an der Allgemeinheit (weniger Energieverbrauch, 
Umweltbelastung und Unfallgefahren) durch einen höheren 
staatlichen Zuschuß zu den Wegekosten zu vergüten? 


Durch Investitionszuschüsse (1985: rd. 3,9 Mrd. DM, Haushaltsan- 
satz 1986: rd. 4,0 Mrd. DM), Ausgleichszahlungen (1985: rd. 
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9,3 Mrd. DM, Haushaltsansatz 1986: rd. 9,5 Mrd. DM) und durch 
kapitalverstärkende Mittel (1985: rd. 0,6 Mrd. DM, Haushaltsan- 
satz 1986: rd. 0,3 Mrd. DM) trägt der Bund in erheblichem 
Umfange zu den Wegekosten der Deutschen Bundesbahn insge- 
samt und des Güterverkehrs der Deutschen Bundesbahn im ein- 
zelnen bei. Letztlich übernimmt er das volle Risiko der Wirt- 
schaftsführung der Deutschen Bundesbahn. Damit wird nach Mei- 
nung der Bundesregierung in angemessenem Umfang auch den 
umweltpolitischen, energiepolitischen und verkehrssicherheits- 
mäßigen Vorzügen der Bahn finanziell Rechnung getragen. 


c) Welche Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, die 
sehr niedrigen Wegekostendeckungsb eiträge des Transit- 
LKW -Verkehrs anzuheben? 

Der niedrige Wegekostendeckungsgrad für ausländische Lkw ist 
im Zusammenhang mit dem internationalen Recht und den 
Gegenseitigkeitsabkommen zu sehen. Bei der Kfz-Steuer gilt in 
der Regel eine gegenseitige Befreiung, so daß auch deutsche Lkw 
im Ausland nicht zu dieser Abgabe herangezogen werden. Bei 
einer Heranziehung ausländischer Lkw zur deutschen Kfz-Steuer 
würden der zu erwartende Verwaltungsaufwand und der Zeitver- 
lust in keiner Relation zum Steueraufkommen stehen. 

Bei der Mineralölsteuer besteht derzeit eine Freigrenze pro Lkw 
von 200 1, so daß der einzelne Nutzer der Straße bei Grenzübertritt 
in dem Land tanken wird, wo der Preis am günstigsten ist. 

Die immer wieder geforderte Einführung einer Schwerverkehrs- 
abgabe für ausländische Lkw hätte nur dann einen Sinn, wenn 
Lkw aus EG-Staaten hiervon miterfaßt würden. Eine solche ein- 
seitige Maßnahme würde voraussichtlich Retorsionen hervorruf en 
und den derzeitigen Bemühungen zur Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen in der EG, insbesondere auf dem Gebiet 
der fiskalischen Abgaben, zuwiderlaufen. 


28. Wie bewertet die Bundesregierung die vom Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung (München) vorgelegten Jahresprognose für 1986, 
die für den Straßengüterfemverkehr ein 4,5prozentiges Transport- 
wachstum prognostiziert, hinsichtlich 

a) der Verkehrssicherheit, 

b) dem Umweltschutz, 

c) dem Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bundesbahn, 

und welche Folgekosten werden voraussichtlich bezüglich a), b) 
und c) daraus entstehen? 


Das Ifo-Institut sagt für 1986 ein Wachstum des Transportaufkom- 
mens um 4 r 5% für den Straßengüterfemverkehr, um 1,2% bei 
den Eisenbahnen und um 1,9% bei der Binnenschiffahrt voraus. 
Die Betrachtung eines einzelnen Jahres ist nicht sinnvoll. Bei 
längerfristiger Betrachtung ist festzustellen: 
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Wachsendes Transportaufkommen führt nicht notwendigerweise 
zu mehr Verkehrsunfällen. Von 1960 bis 1985 haben sich die 
Fahrleistungen der Kraftfahrzeuge mehr als verdreifacht, die Zahl 
der Unfälle mit Personenschaden ist dagegen leicht (von 349315 
auf 327745), die Zahl der Getöteten sogar deutlich zurückge- 
gangen (von 14406 auf 8377). 

Wachsendes Transportaufkommen führt auch nicht notwendiger- 
weise zu einer erhöhten Umweltbelastung. Mehr und mehr alte 
Lkw werden durch neue, abgas- und geräuschärmere Lkw ersetzt. 
Durch die Richtlinie 84/424/EWG, die im November 1984 in die 
Straßenverkehr-Zulassungs-Ordnung übernommen wurde, wur- 
den EG-weite Lärmgrenzwerte für Pkw und Lkw geschaffen. Zur 
Verminderung der Schadstoffemissionen aus Nutzfahrzeugen und 
Krafträdern hat die Bundesregierung am 21. August 1985 ein 
umfassendes Konzept („Dieselkonzept") vorgelegt. Die EG-Kom- 
mission hat die Übernahme der ECE-Regelung Nr. 49 zum Kraft- 
fahrzeugteile-Abkommen vom 20. März 1958 in EWG-Recht vor- 
geschlagen; die darin vorgesehenen Abgasgrenzwerte für Diesel- 
motoren würden dadurch für alle EG-Staaten bindendes Recht. 
Gleichzeitig wird angestrebt, die Grenzwerte für gasförmige 
Schadstoffemissionen gegenüber de* ECE-Regelung Nr. 49 zu 
verringern und den Höchstgehalt an Schwefel im Dieselkraftstoff 
deutlich zu senken. Die Beratungen darüber werden voraussicht- 
lich noch in diesem Jahr aufgenommen werden. Die deutsche 
Automobilindustrie wendet für neue Dieselmotoren bereits ab 
1. Januar 1986 freiwillig verschärfte Grenzwerte (gasförmige 
Schadstoffe 20 % unter ECE-Regelung Nr. 49) an. 

Wachsendes Transportaufkommen auf der Straße verschlechtert 
auch nicht notwendigerweise das Wirtschaftsergebnis der Deut- 
schen Bundesbahn. Der Transport von Gütern, die typischerweise 
auf der Straße befördert werden (Fertigerzeugnisse, Konsum- 
güter), läßt ein stärkeres Wachstum erwarten als der Transport 
von Gütern, die in erheblichem Ausmaß auf der Schiene befördert 
werden (Massengüter). Für den Kohleverkehr im Jahre 1986 wird 
ein Rückgang um 1,2% vorhergesagt. Die Bundesregierung wird 
auch in Zukunft alle Bemühungen der Deutschen Bundesbahn 
unterstützen, ihre Wettbewerbsstellung auch im Bereich der 
hochwertigen Güter zu festigen. 


29. Wie wird sich bis 1992 die geplante Liberalisierung im Güterver- 
kehr auf 

a) Verkehrssicherheit, 

b) Umweltschutz, 

c) Deutsche Bundesbahn 

auswirken, und welche Folgekosten werden voraussichtlich daraus 
entstehen? 


Das Ausmaß der bis 1992 zu erwartenden Liberalisierung des 
Güterkraftverkehrs ist im einzelnen noch nicht bekannt. Zwar hat 
der Rat der EG am 14. November 1985 eine Leitlinie verabschie- 
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det f die bis 1992 für den grenzüberschreitenden Güterkraftver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten der EG einen freien Verkehrs- 
markt ohne mengenmäßige Beschränkungen vorsieht. Dies 
bedeutet aber keinen völligen Verzicht auf jede Marktordnung. 
Eine solche Ordnung kann z. B. qualitative Marktzugangs- 
beschränkungen und Instrumente zur Abwehr akuter Marktstö- 
rungen vorsehen. Im Grundsatz besteht hierüber Einigkeit mit der 
EG-Kommission; diese wird hierzu im einzelnen Vorschläge noch 
vorlegen. 

Die Liberalisierung wird begleitet werden von einer weiteren 
internationalen Harmonisierung, u. a. der kraftfahrzeugtech- 
nischen Vorschriften. Dies wird bei Kraftfahrzeugen zu einem 
erhöhten Niveau hinsichtlich Verkehrssicherheit und Umwelt- 
schutz führen. 

Die Deutsche Bundesbahn wird bis 1992 ihren Betrieb erheblich 
rationalisieren, ihre Produktivität steigern und die Qualität ihrer 
Leistungen verbessern. Der Bund wird der Deutschen Bundes- 
bahn dabei helfen, Neu- und Ausbaumaßnahmen nach Maßgabe 
des Bundesverkehrswegeplans zu realisieren. Inwieweit sich 
Liberalisierungsschritte auf die Deutsche Bundesbahn auswirken, 
hängt von der Gestaltung im einzelnen ab. Hierzu sind ein- 
gehende Untersuchungen vorgesehen. 


30. Wie viele Bahnhöfe mit Verladeanlagen für Huckepack- und Con- 
tainerverkehr gibt es in der Bundesrepublik Deutschland, und wie 
hoch waren die durchschnittlichen Baukosten dieser Anlagen? 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht derzeit ein Netz von 
77 Umschlagbahnhöfen dieser Art. 

Davon entfallen 47 Anlagen auf die Deutsche Bundesbahn und 
30 Anlagen auf TRANSFRACHT und andere private Gesell- 
schaften. 

Hinzu kommen vier Seehafen-Terminals (Bremen, Bremerhaven, 
Hamburg und Lübeck) für den Umschlag Schiff/Schiene und 
Schiff/Straße. Sie werden von den Hafengesellschaften betrieben. 

Die Angabe durchschnittlicher Baukosten ist nicht möglich. 

Die Anlagen für den kombinierten Verkehr wurden im Laufe der 
letzten zwanzig Jahre weitgehend auf bestehenden Bundesbahn- 
anlagen errichtet, wobei die vorhandene Infrastruktur teüweise 
einbezogen wurde. 

Entsprechend den Markterfordernissen sind die Anlagen sehr 
unterschiedlich dimensioniert, weshalb die Angabe durchschnitt- 
licher Baukosten auch nicht aussagekräftig sein könnte. 


31. Wieviel Huckepack- und Containeranlagen müßten in der Bundes- 
republik Deutschland zusätzlich gebaut werden, um ein flächen- 
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deckendes Netz (Umkreis von 150 km) von Verladestellen zu 
erstellen? 

Die 77 Umschlagbahnhöfe decken nach Aussage der Deutschen 
Bundesbahn die gesamte Fläche der Bundesrepublik Deutschland 
so ab, daß grundsätzlich jeder Ort im Nahverkehr bedient werden 
kann. 


32. Wie hoch wären die Investitionskosten für ein solches flächen- 
deckendes Netz 

a) insgesamt, 

b) Verladestellen, 

c) Strecken? 


Auf die Antwort zu Frage 31 wird verwiesen. 

Im Hinblick auf das mittel- und langfristig prognostizierte 
Mengenaufkommen werden die Anlagen des kombinierten Ver- 
kehrs mit Unterstützung des Bundes weiter ergänzt und ausge- 
baut. Hierfür sind im Rahmen der Investitionszuschüsse für das 
Schienennetz der Deutschen Bundesbahn in der Dringlichkeits- 
stufe „Vordringlicher Bedarf" des Bundesverkehrswegeplanes 
1985 ab 1986 Maßnahmen mit Gesamtkosten von 716 Mio. DM 
enthalten. 


33. Wie hoch ist die finanzielle Beteiligung des Bundes für Straßen- 
baumaßnahmen und für Schienenstrecken 

a) in EG-Ländem, 

b) in Drittländern, die für den Güterverkehr bedeutungsvoll sind? 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bisher finanziell nicht 
unmittelbar an Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen in anderen EG- 
Ländem oder für den Güterverkehr bedeutungsvollen europäi- 
schen Drittländern beteiligt. 

Es gibt lediglich eine mittelbare Beteiligung an finanziellen 
Zuschüssen der EG zu Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen von 
gemeinschaftlichem Interesse über die Beiträge der Bundesrepu- 
blik Deutschland zum EG-Haushalt. Solche Beteiligungen sind — 
beschränkt auf Projekte in EG-Mitgliedstaaten - vom Ministerrat 
bisher für die Haushaltsjahre 1982 sowie 1983 und 1984 in einer 
Gesamthöhe von 85 Mio. ECU (= ca. 19Ö Mio. DM) beschlossen 
worden, wovon rd. 40 % auf Schienenprojekte, 50 % auf Straßen- 
projekte und der Rest auf Wasserstraßenprojekte bzw. kleinere 
Grenzinfrastrukturmaßnahmen entfielen. Da in der Bundesrepu- 
blik Deutschland selbst als einzige Maßnahme die Modernisie- 
rung des Rangierbahnhofs Nürnberg von der EG mit einer Finanz- 
hilfe von 4,2 Mio. ECU bezuschußt wird, beläuft sich die indirekte 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an Verkehrsinfra- 
strukturprojekten in anderen EG-Ländem bei einem Beitrags- 
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anteil der Bundesrepublik Deutschland am EG-Haushalt von 
nahezu 30 % bisher auf rd. 24 Mio. ECU oder umgerechnet rd. 53 
Mio. DM. 


C. Umweltverträglichkeit 

34. In welchem Maße trägt der LKW- Verkehr 

— zur Lärmbelästigung, 

— zur Abgasbelastung (getrennt nach den Faktoren CO, S0 2 , NO x 
und CH) 

bei, und zwar 

a) bezogen auf die Gesamtemissionen des Verkehrs, 

b) bezogen auf die Gesamtemissionen überhaupt? 


Die Lärmbelästigung insgesamt oder die Lärmbelästigung durch 
den Verkehr insgesamt läßt sich nicht quantifizieren. Die Lärmbe- 
lästigung durch den Lkw-Verkehr hängt im wesentlichen von 
seinem Verkehrsanteil, von der Straßenart (Autobahn, Außerorts- 
straße, Stadtverkehr), von der gefahrenen Geschwindigkeit, von 
regionalen Bedingungen sowie von Tag-/Nacht-Verkehr ab. In 
Einzelfällen wird die vom Straßenverkehr ausgehende Lärmbe- 
lästigung überwiegend vom Lkw erzeugt. 

Über die Abgasbelastung durch den Lkw-Verkehr liegen keine 
Meßergebnisse vor. Seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
des Abgeordneten Dr. Ehmke (Ettlingen) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN durch die Bundesregierung (Drucksache 10/1442 vom 
14. Mai 1984) hat es wesentliche neue Erkenntnisse nicht 
gegeben. 


35. Wie beurteilt die Bundesregierung die von den Emissionen des 
LKW-Verkehrs ausgehenden Gefährdungen im Vergleich zu 
denen des PKW- Verkehrs? 

Dieselmotoren haben hinsichtlich gasförmiger Schadstoffe ein 
besseres Emissionsverhalten als Ottomotoren. Nach den Feststel- 
lungen des Umweltbundesamtes fallen jedoch beim Lkw-Verkehr 
die Emissionen von Partikeln, Schwefeldioxid und Stickoxiden im 
Vergleich zum Pkw-Verkehr erheblich ins Gewicht. 

Insgesamt werden die vom Lkw emittierten Schadstoffe hinsicht- 
lich ihrer Wirkung auf die Umwelt denen des Pkw in etwa gleich- 
zusetzen sein. 


36. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, um die 
überproportionalen Emissionsanteile des LKW-Verkehrs auf ein 
Niveau zurückzuführen, das dem Anteü des LKW-Verkehrs an der 
gesamten Straßenverkehrsleistung entspricht? 

Welche konkreten Schritte sind in dieser Richtung bereits erfolgt? 


Auf die Antwort (dritter Absatz) zu Frage 28 wird verwiesen. 
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37. a) Wie hoch waren die volkswirtschaftlichen Verluste durch das 
Waldsterben 1985? 

Eine Aussage über die Höhe der volkswirtschaftlichen Verluste 
durch Waldschäden insgesamt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Jahr 1985 ist derzeit nicht möglich. 


b) Welchen monetären Anteil an den Waldschäden gemessen an 
den Emissionen haben 

a) Industrie, 

b) private Haushalte, 

c) Verkehr insgesamt, 

d) LKW? 

Eine Zuordnung von Anteilen an den monetär bewerteten Wald- 
schäden auf einzelne Verursachergruppen ist schon wegen der 
nicht eindeutigen Identifizierbarkeit der einzelnen Verursacher 
und den ungeklärten Wirkungszusammenhängen nicht möglich. 


38. Wie wird sich, ausgehend von der Ifo-Prognose und den Liberali- 
sierungsabsichten, der Anteil an 

a) den Folgekosten des Waldsterbens durch den LKW- 
Verkehr, 

b) den Schadstoffemissionen durch LKW 
entwickeln? 


Auf die Antworten zu Fragen 28 und 29 wird verwiesen. 


39. Welche Veränderungen hinsichtlich der einzelnen Fragen der Fra- 
genkomplexe A (Verkehrssicherheit), B (Wegekosten) und C 
(Umweltbeeinträchtigungen) werden sich voraussichtlich bei Ein- 
treffen der Ifo-Prognose und der Verwirklichung der Liberali- 
sierung ergeben? 


Auf die Antworten zu Fragen 28 und 29 wird verwiesen. 
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Unfälle beim Transport wassergefährdender Stoffe 

1975 bis 1984 (§ 10 UStatG) 

Anlage 1 


Unfälle mit Straßenfahrzeugen 

Unfälle mit Eisenbahnwagen 



insgesamt 



insgesamt 




aus- 

wieder- 


aus- 

wieder- 

Jahr 

Unfälle 

gelaufenes 

gewonnenes 

Unfälle 

gelaufenes 

gewonnenes 



Volumen 


Volumen 


Anzahl 

m 3 

Anzahl 

3 

m 

1975 1 ) 

222 

X 

X 

10 

X 

X 

1976 

247 

X 

X 

24 

X 

X 

1977 

337 

X 

X 

27 

X 

X 

1978 

296 

X 

X 

25 

X 

X 

1979 

353 

X 

X 

24 

X 

X 

1980 

335 

X 

X 

40 

X 

X 

1981 

272 

X 

X 

25 

X 

X 

1982 2 ) 

236 

447,1 

320,9 

17 

126,3 

109,6 

1983 

279 

291,2 

161,0 

17 

53,3 

34,0 

1984 

343 

469,8 

323,1 

36 

78,8 

67,0 


x kein Nachweis vorhanden 
*) ohne Schleswig-Holstein 
2 ) ohne Berlin (West) 

Quelle: Statistische Bundesamt 


Anlage 2 

Straßenverkehrsunfälle beim Transport (beim Fahren, Rangieren) wassergefährdender Stoffe 

1983 und 1984 
(§ 10 UStatG) 








darunter 

Unfallfolgen 1 ) 


Straßen- 

verkehrs- 

unfälle 

insgesamt 









Verunreinigung 

Jahr 

befördert 

ausgelaufen 

wieder- 

gewonnen 

nicht- 

wieder- 

gewonnen 

des 

Bodens 

einer 

Kanali- 

sation 

eines 

Gewässers 


Anzahl 

m 3 

Anzahl 

m 3 

Anzahl 

m 3 

Anzahl 

m 3 

Anzahl 

1983 

155 137 

1 109,0 

148 

235,3 

105 

143,1 

78 

81,0 

114 


38 

34 

19?4 

167 137 

1 184,5 

156 

327,4 

116 

240,2 

75 

66,0 

122 


36 

40 


') Mehrfachzählungen 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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noch Anlage 2 



beteiligte Stoffarten 




organische Stoffe 

reinigung 
bzw. Gefähr- 
dung einer 
Wasser- 
versorgung 

sonstige 

anorganische 

Stoffe 

leichtes 

Heizöl 

und 

Diesel- 

kraft- 

stoff 

Vergaser- 

kraft- 

stoff 

andere 

Mineralöl- 

produkte 

sonstige 

organische 

Stoffe 


Anzahl 

12 

17 

13 

79 

24 

16 

23 

11 

14 

11 

93 

23 

24 

16 


Anlage 3 


Die Rentenzugänge insgesamt sowie die Zugänge von Berufs - und Erwerbsunfähigkeitsrenten 
(Frührenten) der Pflichtversicherten in der gesetzlichen Rentenversicherung mit Beruf 
/f Kraftfahrzeugführer r allgemein " von 1982 bis 1985 


Versicherungszweig 

1982 

Versicher- 

tenrenten 

darunter: 

Frührenten 

1983 

Versicher- 

tenrenten 

darunter: 

Frührenten 

1984 

Versicher- 

tenrenten 

darunter: 

Frührenten 

1985 

Versicher- 

tenrenten 

darunter: 

Frührenten 

Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Männer 

6 816 

3 701 

7 771 

4 081 

6 779 

3 673 

6 419 

3 426 

Frauen 

36 

17 

52 

36 

48 

19 

60 

35 

Rentenversicherung 
der Angestellten 
Männer 

105 

75 

183 

i 

82 

210 

109 

212 

115 

Frauen 

5 

4 

6 

4 

14 

9 

7 

3 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 

Männer 

108 

60 

300 

169 

340 

225 

282 

177 

Frauen 

- 

- 

- 

- 

— 

- 

- 

— 

Gesetzliche 

Rentenversicherung 

Männer 

7 029 

3 836 

8 254 

4 332 

7 329 

4 007 

6 913 

3 718 

Frauen 

41 

21 

58 

40 

62 

28 

67 

38 
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